
Editorial
Wir gratulieren!

Ein Begründer dieser Zeitschrift hat einen runden Geburts-
tag feiern können; Prof. Ensthaler hat das 70 Lebensjahr
vollendet. Die Mitherausgeber, die Mitglieder des Beirats
und der Verlag möchten ihm ganz herzlich gratulieren.
Die Gründung der Zeitschrift für Innovations- und Tech-
nikrecht war für Prof. Ensthaler ein besonderes Anliegen.
Das folgt aus seinem akademischen Werdegang.
Ensthaler wurde von der juristischen Fakultät an der
Georg-August-Universität Göttingen habilitiert, die Habili-
tationsschrift hat er aber ganz überwiegend als Assistent an
der Technischen Universität Carola Wilhelmina zu Braun-
schweig geschrieben. Die Arbeit fiel in die Zeit der stür-
mischen Entwicklung der Computersoftware;
die Arbeit befasst sich mit dem Patent- und
urheberrechtlichen Schutz der Software. Ne-
ben zahlreichen Diskussionen und Hilfen, an
und von der juristischen Fakultät konnte er
an der TU Braunschweig auf technisches
Fachwissen zurückgreifen, was für die recht-
liche Beurteilung eines technischen Sachver-
halts wohl unerlässlich ist. Ensthaler hat da-
mals erkannt, dass Jurisprudenz sich mehr
mit den technischen Disziplinen befassen
sollte. Zwei Gründe führte er dazu immer an:
die Wahrheit liegt nun mal häufig in den
Dingen selbst, man muss die Sachverhalte
nur gut begreifen, um urteilen zu können und, die Bedeu-
tung seiner Wissenschaft hervorhebend, jede neue Technik
ist nur dann von Vorteil, wenn sie interessengerecht in die
Gesellschaft integriert werden kann. Ensthaler hatte die
Möglichkeit, an der Integration neuer Technologien in die
Gesellschaft mitzuwirken.
Es sind im Laufe seines Berufslebens unzählig viele For-
schungsarbeiten auf dem interdisziplinären Gebiet von Ju-
risprudenz und Technik bzw. Technikwissenschaft von ihm
bearbeitet wurden.
Gleich zu Beginn seiner Professorentätigkeit erhielt Ens-
thaler vom BMBF den Forschungsauftrag, die rechtlichen
Aspekte des Qualitätsmanagements aufzuarbeiten; die Ar-
beiten reichten von der Entwicklung von Strategien zur
Vermeidung von Haftung bis hin zur Untersuchung von

rechtlich relevanten Regeln in den Qualitätssicherungsver-
einbarungen.
Der Jubilar war an der Einrichtung der Deutschen Akkredi-
tierungsstelle (DAkkS) beteiligt und hat sie dann im Auftra-
ge des Bundeswirtschaftsministeriums auch evaluiert. Im
Auftrag von Bundesoberbehörden hat Ensthaler viele Ent-
würfe von technischen Richtlinien für das Produktsicher-
heitsrecht begutachtet. Er hat über die Möglichkeiten des
Schutzes der CAD- und CAM -Software beim 3 D-Druck im
Auftrag von Leopoldina geforscht und sich dann auch der
Frage zugewandt, wem eigentlich die maschinengenerierten
Daten gehören; seine Ansichten liegen dabei dicht am

jüngst geschaffenen DATA Act der Union.
Das Forschungsprojekt zu den rechtlichen
Anforderungen an intelligente Verkehrssys-
teme und schließlich das vom Bundesver-
kehrsministerium geförderte sehr umfang-
reiche Forschungsprojekt zum autonomen
Fahren waren wohl Meilensteine seines bis-
herigen Forscherlebens.
Prof. Ensthaler hatte das Glück seine wäh-
rend der Habilitationszeit erworbenen
Kenntnisse auch in die Praxis zu bringen.
Ensthaler war im 2. Hauptamt als Richter
am OLG Zweibrücken tätig, in einem auch
für das Urheberrecht zuständigen Senat und

danach beim Bundespatentgericht in München. Er ist wohl
der erste Universitätsprofessor, der im 2. Hauptamt an einem
Bundesgericht tätig war. Zuvor war er von der Europäischen
Kommission in die Liste der Experten zum Patentrecht auf-
genommen wurden.
Es gab auch einen regen Austausch mit Kollegen aus dem
europäischen Ausland. Ensthaler wurde zu Forschungsauf-
enthalten an den Universitäten von Cambridge, dem euro-
päischen Hochschulinstitut in Fiesole (Florenz) und der
Universität Edinburgh eingeladen; in Cambridge und Edin-
burgh war er auch Gastdozent und hat Vorlesungen zum
Patent- und Technikrechts gehalten.
An seiner letzten Heimatuniversität, der TU Berlin, hat Ens-
thaler das Zentrum für geistiges Eigentum gegründet und
an der Fakultät für Maschinenbau einen neuen Studien-
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gang eingerichtet, eine akademische Ausbildung zum Pa-
tentingenieur.
Prof. Ensthaler hält nach Beendigung seiner aktiven
Dienstzeit an der Technischen Universität Berlin weiterhin
Vorlesungen; ebenso an seiner „alten“ Universität, der TU
Braunschweig. An dem von ihm vor über 25 Jahren gerün-
deten Instituts für gewerblichen Rechtsschutz, Technik und
Recht ist er geschäftsführend tätig.

Wir wünschen uns von ihm, dass er weiterhin das lange
Zeit vernachlässigte, interdisziplinäre Forschungsgebiet
Technik und Recht fördert.

Prof. Dr. Martin S. Haase, Berlin*

* Mehr über den Autor erfahren Sie auf S. III.

Aufsätze
Dr. Carsten Schucht, Berlin*

Die Risikoanalyse bei Verbraucherprodukten in der neuen
EU-Produktsicherheitsverordnung (GPSR)

Ab dem 13.12.2024 müssen die Hersteller bei allen Ver-
braucherprodukten eine Risikoanalyse durchführen. Weil
diese Pflicht bislang allein für den harmonisierten CE-Be-
reich prägend war, wird damit ein Paradigmenwechsel im
europäischen Produktsicherheitsrecht eingeläutet. Mit dem
vorliegenden Beitrag soll analysiert werden, welche Wirt-
schaftsakteure sich mit der Risikoanalyse zu befassen ha-
ben, wie die einzelnen Pflichten erfüllt werden können, wie
die Durchführungspflicht der Hersteller rechtsdogmatisch
einzuordnen ist und welche Konsequenzen im Falle fehlen-
der Konformität drohen.

I. Einleitung

Wenn ab dem 13.12.2024 die Verordnung (EU) 2023/988
(sog. EU-Produktsicherheitsverordnung bzw. im Folgenden
auch „GPSR“)1 EU-weit gelten wird, wird damit eine Reform
im europäischen Produktsicherheitsrecht wirksam, deren
Bedeutung gar nicht überschätzt werden kann. Denn die
neue EU-Produktsicherheitsverordnung gilt für alle Ver-
braucherprodukte. Erfasst werden damit in erster Linie die
sog. nicht-harmonisierten Produkte, die keinem CE-Rechts-
akt (sog. harmonisierter Bereich) unterfallen. Aufgrund der
in Art. 2 Abs.1 Unterabs. 3 GPSR angelegten Dachfunktion
der GPSR kommt freilich das neue Recht der Verbraucher-
produkte auch dort zur Anwendung, wo es einschlägige
Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union gibt. Inso-
weit lässt sich von einer „Lückenfüllerfunktion“ der GPSR
sprechen, die – je nach Anforderung bzw. Pflicht – bald
mehr, bald weniger zum Tragen kommt. Zu den besonders
intensiv diskutierten Neuerungen der GPSR rechnet – ne-
ben der Angabe der elektronischen Adresse im Rahmen
etwa der Herstellerkennzeichnung – die Pflicht zur Durch-
führung einer Risikoanalyse, die in Art. 9 Abs. 2 GPSR sta-
tuiert wird. Die Besonderheiten dieser genuinen Hersteller-

pflicht sollen in diesem Beitrag dargestellt und analysiert
werden. Der Fokus liegt naturgemäß darauf, wie diese
Pflicht ab dem Geltungsbeginn der GPSR zu erfüllen sein
wird. Daneben sollen auch alle „benachbarten“ Themen
angesprochen werden, sodass ein umfassender Überblick
über das neue verbraucherproduktbezogene Instrument ge-
geben wird.
Konkret soll im Folgenden die neue Pflicht zur Durchfüh-
rung einer Risikoanalyse innerhalb des Produktrechts ein-
geordnet werden (dazu II.). Anschließend sollen übergeord-
nete Themen vor die Klammer gezogen werden, welche sich
als allgemeine Lehren der Risikoanalyse bezeichnen lassen
(dazu III.). Sodann werden die wesentlichen inhaltlichen
Rechtsfragen im Zusammenhang mit der Risikoanalyse dis-
kutiert (dazu IV.), bevor die produktsicherheitsrechtliche
Dogmatik in den Fokus des Interesses gerückt wird. Dabei
ist insbesondere zu untersuchen, ob es sich bei der Pflicht
zugleich um eine originäre Verkehrsfähigkeitsvorausset-
zung handelt (dazu V.). Abschließend sind etwaige (zukünf-
tige) Sanktionen im Falle der fehlenden Konformität näher
zu betrachten (dazu VI.), bevor die wesentlichen Ergebnisse
der juristischen Bewertung zusammengefasst werden (dazu
VII.).

II. Risikobewertungen im Produktrecht

Wenn die Hersteller nunmehr verpflichtet sein sollen, bei
jedem Verbraucherprodukt eine Risikoanalyse durchzufüh-
ren, wird damit regulatorisch keineswegs Neuland betreten.
Vielmehr gibt es solche Pflichten schon seit geraumer Zeit,
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* Mehr über den Autor erfahren Sie auf S. III.
1 Ausführlich zur GPSR Schucht/Wiebe, General Product Safety Regu-

lation. Die neue EU-Produktsicherheitsverordnung. 2024; siehe auch
zum ersten Vorschlag der Kommission Hartmann/Klindt, ZfPC 2022,
73 ff.; Schucht, GewArch 2022, 394 ff.
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